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1. Vorbemerkungen 

Die Verordnung (EU) 2019/2088 des Europäischen Parlaments und des Rates vom 27. No-

vember 2019 (im Folgenden: Offenlegungsverordnung), zuletzt geändert durch die Verord-

nung (EU) 2020/852 des Europäischen Parlaments und des Rates vom 18.06.2020 (im Fol-

genden: Taxonomie-Verordnung), regelt in Artikel 3 bis 13 bestimmte nachhaltigkeitsbezo-

gene Offenlegungspflichten im Finanzdienstleistungssektor. Zudem verlangen Artikel 5 bis 7 

der Taxonomie-Verordnung weitere nachhaltigkeitsbezogene Angaben in vorvertraglichen In-

formationen und regelmäßigen Berichten. 

Die Einhaltung dieser Anforderungen ist durch den Abschlussprüfer von betroffenen Kapital-

verwaltungsgesellschaften (§ 38 Abs. 3 Satz Nr. 7 und 8 KAGB), Investmentvermögen (§ 101 

Abs. 1 Satz 3 Nr. 7 KAGB i.V.m. § 102 KAGB, § 121 Abs. 3 Satz 1 Nr. 2 Buchst. f) und g) 

KAGB, § 148 Abs. 1 KAGB i.V.m. § 121 Abs. 3 KAGB, § 136 Abs. 3 Satz 1 Nr. 6 und 7 KAGB 

und § 159 Satz 1 KAGB i.V.m. § 136 Abs. 3 KAGB) und Versicherungsunternehmen (§ 35 

Abs. 1 Satz 1 Nr. 9 VAG) zu prüfen. Bei Kreditinstituten und Wertpapierinstituten, die Wertpa-

pierdienstleistungen in Form der Anlageberatung und/oder Portfolioverwaltung erbringen, ist 

die Einhaltung der jeweiligen Anforderungen nach der Offenlegungsverordnung und der Ta-

xonomie-Verordnung im Rahmen der WpHG-Prüfung nach § 89 Abs. 1 Satz 1 Nr. 5 Buch-

stabe f) und g) zu prüfen.  

Über das Ergebnis dieser Prüfungen der Einhaltung der aufsichtlichen Pflichten ist nach den 

gesetzlichen Vorschriften grundsätzlich ausschließlich im Prüfungsbericht zu berichten, der 

nicht veröffentlicht wird. Bei Investmentvermögen sind die Anforderungen nach Artikel 11 der 

Offenlegungsverordnung Gegenstand der Prüfung des Jahresberichts bzw. des Anhangs des 

Jahresabschlusses des Investmentvermögens. Über das Ergebnis der Prüfung dieser Anga-

ben ist im Falle von Einwendungen auch in dem zur Offenlegung bestimmten besonderen 

Vermerk des Abschlussprüfers zu berichten. Die gesetzlichen Vorgaben an die Prüfung sind 

weitgehend einheitlich für die Prüfungen von sämtlichen Verpflichteten formuliert. 


